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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. KRACHER als Einzelrichterin über die 
Beschwerde des XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch die ARGE Rechtsberatung - Diakonie, 
gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 02.01.2015, Zl. 810671110 / 1370752 / 
BMI-BFA-RD-STM zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

In Erledigung der Beschwerde wird der bekämpfte Bescheid gemäß § 28 Abs. 5 VwGVG ersatzlos behoben. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang 
 

Der Beschwerdeführer, ein afghanischer Staatsangehöriger, reiste nach Österreich ein und stellte am 04.07.2011 
einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Mit Bescheid vom 03.02.2012, Zl. 11 06.711-BAG, wies das Bundesasylamt diesen Antrag gemäß § 3 Abs. 1 
iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) 
sowie gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Afghanistan ab (Spruchpunkt II.) und wies den 
Beschwerdeführer gemäß § 10 Abs. 1 AsylG 2005 aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Afghanistan aus 
(Spruchpunkt III.). 
 

Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungsgericht mit Erkenntnis vom 24.10.2014, GZ 
W104 1424649-1/19E, hinsichtlich der Spruchpunkte I. und II. des genannten Bescheides ab (Spruchpunkt I.), 
behob Spruchpunkt III. und verwies die Angelegenheit gemäß § 75 Abs. 20 AsylG 2005 zur Prüfung der 
Zulässigkeit einer Rückkehrentscheidung an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: 
Bundesamt) zurück (Spruchpunkt II.). 
 

Mit dem gegenständlichen im Spruch angeführten Bescheid des Bundesamtes wurde dem Beschwerdeführer ein 
Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß §§ 57 und 55 AsylG 2005 nicht erteilt. Gemäß 
§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-Verfahrensgesetz erließ das Bundesamt gegen ihn eine 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG und stellte gemäß § 52 Abs. 9 FPG fest, dass die 
Abschiebung des Beschwerdeführers gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig ist. Gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 
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FPG betrage die Frist für die freiwillige Ausreise des Beschwerdeführers 14 Tage ab Rechtskraft der 
Rückkehrentscheidung. 
 

Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde erhoben. 
 

In weiterer Folge wurden dem Bundesverwaltungsgericht diverse Integrationsunterlagen des Beschwerdeführers 
übermittelt. 
 

Am 23.09.2015 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Sachverhaltsdarstellung der Landespolizeidirektion 
Tirol ein, laut der der Beschwerdeführer am 18.09.2015 bei einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
einen Asylfolgeantrag habe stellen wollen, weil er im August 2015 die Heilige Taufe empfangen habe und 
nunmehr zum christlichen Glauben konvertiert sei, weswegen er in Afghanistan eine Verfolgung befürchte. Nach 
Rücksprache mit dem Bundesamt sei dem Beschwerdeführer jedoch mitgeteilt worden, dass wegen des offenen 
Beschwerdeverfahrens ein Folgeantrag nicht zulässig sei. 
 

In einer Stellungnahme des Beschwerdeführers an das Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes vom 
19.11.2015, der neben diversen Integrationsunterlagen auch der Tauchschein des Beschwerdeführers sowie ein 
Schreiben des Pfarrers beigelegt wurden, wurde im Wesentlichen angeführt, dass es sich bei dem nunmehrigen 
Antrag um einen Folgeantrag des mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.10.2014 rechtskräftig 
negativ entschiedenen ersten Asylantrags handle. Das beim Bundesverwaltungsgericht anhängige 
Beschwerdeverfahren über die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen Gründen und die 
Rückkehrentscheidung stehe einer neuerlichen Antragstellung nicht im Wege. 
 

Am 23.12.2015 wurde der Folgeantrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz beim Bundesamt 
eingebracht und ist seitdem dort anhängig. 
 

Am 01.12.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine Stellungnahme des Beschwerdeführers ein, in der 
im Wesentlichen nochmals auf seine erfolgte Integration und seine Konversion zum Christentum hingewiesen 
wurde, welche ausdrücklich als Nachfluchtgrund geltend gemacht werde. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Das Bundesverwaltungsgericht geht vom oben dargestellten Verfahrensgang als Sachverhalt aus. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Die genannten Feststellungen bzw. der Verfahrensgang resultieren aus den dem Bundesverwaltungsgericht 
vorliegenden (unbestrittenen) Verfahrensakten des Bundesasylamtes bzw. Bundesamtes und des erkennenden 
Gerichtes sowie aus der Einsichtnahme im Zentralen Fremdenregister. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder 
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine 
Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt gegenständlich somit Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das VwGVG, BGBl. 
I 2013/33 idF BGBL I 2013/122, geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs 2 VwGVG bleiben entgegenstehende 
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in 
Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes – AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 – DVG, 
BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. 
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§ 1 BFA-VG, BGBl I 2012/87 idgF bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen 
beinhaltet, die für alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, vor 
Vertretungsbehörden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberührt. 
 

Zu A) 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern 
die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemäß Abs. 2 leg. cit. hat über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG das Verwaltungsgericht selbst zu entscheiden, wenn 1. der 
maßgebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das 
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis 
verbunden ist. Hebt gemäß Abs. 5 leg. cit. das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf, sind die 
Behörden verpflichtet, in der betreffenden Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln 
unverzüglich den der Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen. 
 

Gemäß § 10. Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und 
von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird. 
 

§ 50 Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) lautet: 
 

"§ 50. (1) Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder 
für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

(2) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass 
dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative 
(§ 11 AsylG 2005). 
 

" 
 

§ 51 FPG lautet: 
 

"§ 51. (1) Während eines Verfahrens zur Erlassung einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbots, worüber 
der Fremde zu verständigen ist, ist auf Antrag des Fremden festzustellen, ob die Abschiebung in einen von ihm 
bezeichneten Staat, der nicht sein Herkunftsstaat ist, gemäß § 50 unzulässig ist. 
 

(2) Bezieht sich ein Antrag gemäß Abs. 1 auf den Herkunftsstaat des Fremden, gilt dieser Antrag als Antrag auf 
internationalen Schutz. Diesfalls ist gemäß den Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 vorzugehen. 
 

" 
 

§ 52 FPG lautet: 
 

"§ 52 (1) (2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 AsylG 2005) mit 
Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 
 

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurückgewiesen wird, 
 

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 
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3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten kommt oder 
 

4. ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird 
 

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte 
Drittstaatsangehörige. 
 

(9) Mit der Rückkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung des Drittstaatsangehörigen 
gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des 
Drittstaates, in den der Drittstaatsangehörige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehörigen zu 
vertretenden Gründen nicht möglich ist. 
 

" 
 

Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß § 61 
FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder 
Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung gemäß § 9 Abs. 1 BFA-VG 
zulässig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

Für den konkreten Fall ergibt sich Folgendes: 
 

Wie aus dem Verfahrensgang ersichtlich, hat der Beschwerdeführer bereits ausdrücklich wegen eines 
vorgebrachten Nachfluchtgrundes (Konversion zum Christentum) einen Folgeantrag auf internationalen Schutz 
gestellt und dazu den Taufschein sowie ein Schreiben des Pfarrers vorgelegt. Das diesbezügliche (Asyl-) 
Verfahren ist derzeit beim Bundesamt anhängig. 
 

Wird in einem Verfahren betreffend Erlassung einer Rückkehrentscheidung ein substantiiertes Vorbringen zu 
einer nach Rückkehr in den Herkunftsstaat drohenden Verfolgung erstattet, ist eine Erörterung, ob darin ein 
Antrag auf internationalen Schutz zu sehen ist, geboten. Bejahendenfalls ist nach den Bestimmungen des AsylG 
2005 zu verfahren (Hinweis E 24. Mai 2016, Ra 2016/21/0101 und 15. September 2016, Ra 2016/21/0234). Der 
aktuellen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes folgend ist somit im Fall eines solchen substantiierten (Folge-) 
Antrags auf internationalen Schutz eine schon beim Bundesverwaltungsgericht angefochtene 
Rückkehrentscheidung ersatzlos zu beheben (vgl. VwGH 31.08.2017, Ra 2016/21/0376). 
 

Im vorliegenden Fall konnte die Verhandlung im Sinne des § 21 Abs. 7 BFA-VG entfallen, weil bereits aufgrund 
der Aktenlage feststand, dass der mit der Beschwerde angefochtene Bescheid zu beheben war. 
 

Zu Spruchpunkt B) 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
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